
VI ZR 167/59
V e r k ü n d e t  
am 26o April I960 
hriegl, JustisoberSekretär 
Urkundsbeaiater dor 
Geschäftsstelle

2218 7

I m K a m e n  d e s  V o l k e s
In dem Rechtsstreit

der pirma Bauunternehmung G» I) S B I H I B  Hachf., Inhaber 
Paul i f H B l  in PüflHIBk« BflPstrasse #  -

Beklagten, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägerin,

- Prozelibevollmächtigter; Rechtsanwalt Br0

Prau Angela S c h straose
Klägerin, Berufungsklägerin 
und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Hechtsanwalt Br,

hat der VI«, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 26» April I960 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr. Engels und der Bundesrichter Dr„ Klei- 
newefers, Hanebeck, Br» Bode und Heinrich Meyer

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
4» Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düsseldorf 
vom 14» Juli 1959 wird zurückgewiesen«

Die Kosten der Revision werden der Beklagten auf­erlegt .
Von Rechts wegen



Tatbestands

Die Klägerin stürzte am 16. Mai 1956 gegen 23 Uhr auf 
dem Bürgersteig vor dem Neubau der städtischen Realschule 
in D ü ^ H B B ,  Aflfestrasse Sie zog sich dabei einen
Bruch der beiden Knöchel des rechten Fusses und eine Ver­
renkung des oberen Sprunggelenks zu.

Die Beklagte, eine Bauunternehmungj hatte die Errich­
tung des Rohbaues der Schule übernommen und diese** am Un­
falltage bereits fertiggestellt. sie war benachrichtigt 
worden, daß ein von ihr errichteter, den gesamten Bürger­
steig vor dem Neubau absperrender Bauzaun am 16. Mai 1956 
bis 11 Uhr vormittags abgerissen sein müsse, weil eine 
Strassenbaufirma mittags damit beginnen sollte, den Bür­
gersteig mit Platten zu versehen. Die Beklagte ließ des­
halb den Bauzaun durch den Polier Defl^B und dessen Leu­
te abreissen. Nunmehr ragte auf dem Bürgersteig, der mit 
losem Material einplaniert war, ein Kanalschacht hervor«> 
Der Beginn der Pflasterarbeiten verzögerte sich. Eine Si­
cherung des Bürgersteigs durch Aufrichtung von Sperren 
und durch Anbringung von Lampen erfolgte nicht.

Die Klägerin verlangt von der Beklagten Ersatz ihres 
Schadens und hat vorgetragen, sie sei auf dem abgeschräg­
ten Rand des KanalSchachts, der keinen Übergang zu dem 
tieferliegenden Bürgersteig gehabt habe, ausgerutscht und 
in ein offen gebliebenes Pfostenloch des früheren Bau­
zaunes gerutscht.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen und zur Be 
gründung ausgeführt, Verkehrssicherungspflichten hin­
sichtlich des Bürgersteiges hätten der Beklagten nur so
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lange obgelegen, als sie Arbeiten ausgeführt habe. Ihre 
Arbeiten seien aber mit Niederlegung des Bauzaunes am 
16o Mai 1956 beendet worden. Daß die für unmittelbar an­
schliessend vorgesehene Plattierung des Bürgersteigs sich 
verzögert habe, sei für die Beklagte nicht vorhersehbar ge 
wesen. Die Beklagte hafte nicht für das Verhalten ihres 
Poliers D e g e m ä ß  § 831 BGB. DeflHp sei entsprechend 
der vorgelegten Zeugnisse zuverlässig gewesen. Auch ein 
Überwachungoverschuldeh der Beklagten sei nicht festzu­
stellen , da die Beklagte ihre Arbeiten an dem Bau als be­
endet angesehen habe»

Das Oberlandesgericht hat den bezifferten Klagean­
spruch sowie den öchmerzensgeldanspruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt und festgestellt, daß die Be­
klagte auch zum Ersatz des weiteren Schadens verpflichtet 
ist.

Die Revision der Beklagten erstrebt die Wiederher­
stellung des landgerichtlichen Urteils.

Entscheidungsgründe:

I. Das Berufungsgericht hat auf Grund der Beweis­
aufnahme die Überzeugung erlangt, daß der Zustand des 
Bürgersteigs vor dem Schulbau so war, daß bei Dunkel­
heit Schäden für Passanten entstehen konnten. Es ist
weiter davon überzeugt, daß die Klägerin auf dem Geblecht planierten und scnlecn,c / beleuchteten Teil des Bürgersteigs infolge der im ein­
zelnen aufgezeigten Mängel zu Pall gekommen ist. Es ist 
der Ansicht, daß für den Schlechten Zustand der Baustel-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

le und damit auch für den der Klägerin erwachsenen Schaden 
die Beklagte nicht nur wegen eines rechtswidrig durch ei­
nen Verrichtungsgehilfen angerichteten Schadens, sondern 
unmittelbar verantwortlich sei«, Seine Erwägungen halten in 
allem den Angriffen der Revision stand.

II. a) Zunächst bestehen keine rechtlichen Bedenken ge­
gen die Bejahung eines Fortbestehens der Verkehrssicherungs­
pflicht der Beklagten für den Strassen'abuchnitt vor dem von 
ihr errichteten Schulgebäude. Der Bürgersteig ist zu Bau­
zwecken aufgebrochen worden. Er war zunächst unbegehbar? wie 
sich schon daraus ergibt, daß die Beklagte ihn durch einen 
Bauzaun abgesperrt hatte. Daß die Beklagte Während des Vor­
handenseins des Bauzaunes die Verkehrssicherungspflicht auf 
dem Bürgersteig hatte, bedarf keiner Erörterung. Keinen 
rechtlichen Bedenken begegnet die Feststellung des Beru­
fungsgerichts, daß die in Betracht kommenden feile des Bür­
gersteigs auch nach der Entfernung des Bauzaunes, also nach­
dem sie praktieoh dem Verkehr wieder offen standen, nicht 
verkehrssicher //aren. Daß irgend jemand seiner Sicherungs­
pflicht nicht entsprochen hat, bedarf hiernach keiner Aus­
führung. Der Zustand der4 Verkehrsunsicherheit war durch 
die Beklagte geschaffen worden. Dann aber bestand, wie das 
Berufungsgericht zutreffend erkannt hat, ihre Verkehrssi­
che rungspflicht fort, bis sie von einem anderen tatsäch­
lich und ausreichend übernommen war. Ob ihr gegenüber ein 
anderer zur Übernahme verpflichtet war«, und selbst ob sie 
von einer zuständigen Stelle zur Entfernung des Bauzaunes 
aufgefordort War, mag für das Verhältnis zwischen ihr und 
anderen Beteiligten eine Holle spielen, ist aber bedeu­
tungslos für ihre Verpflichtung gegenüber denjenigen, die 
durch die von ihr geschaffene Verkehrsunsicherheit gefähr-
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det waren. Ebenso unerheblich ist es für das Hechtsver­
hältnis zwischen den Prozeßparteien, daß der Bauherr der 
Schule zugleich Träger der Verantwortung für die Stras- 
senverkehrssicherung war und daher eine Überschneidung 
der Aufgaben verschiedener Dienststellen bestanden haben 
mag- Pür die Prozeßparteien ist allein maßgeblich, wie 
weit die Sicherungspflicht der Beklagten ging* Gerade 
die besonderen Umstände des Palles, auf die es für den 
Umfang der Sicherungspflicht entscheidend ankommt (vglQ 
3GH Urt. vom 26. Mai 1954 - VI ZR 4/53 - VersR 54, 364; 
Urt. vom 21. April 1956 - VI ZR 312/54 = VersR 56, 372), 
rechtfertigen sehr scharfe Anforderungen. Das Vorhanden­
sein eines den Bürgersteig ab sperrenden Bauzauns ist für 
den Passanten ein deutlicher Hinweis auf die gegebene 
Verkehrsgefährdung. Wird der Bauzaun entfernt, ohne daß 
sonstige - wenigstens provisorische - Sperrmaßnahmen ge­
troffen werden, so ist das für den allgemeinen Verkehr ein 
deutlicher Hinweis dafür, daß nunmehr wieder der Verkehr 
ohne Gefährdung möglich ist. Deshalb ist die Entfernung 
des Bauzaunes nur zulässig, wenn entweder ein verkehrs­
sicherer Zustand vorliegt oder die Sicherung auf andere 
weiso erfolgt, etwa durch eine provisorische Absperrung 
oder zuverlässige Planierung, oder endlich, wenn die 
Verkehrsunsicherheit auch ohne Bauzaun ohne weiteres un­
verkennbar ist, was bei Tageslicht oder ausreichender Be­
leuchtung zur Nachtzeit Je nach den Umständen der Pall 
sein mag- Nichts von alledem war hier gegeben. Nach den 
Pest Stellungen des Berufungsgerichts war dieser Teil des 
Bürgersteigs schlecht planiert und schlecht beleuchtet.
Absperrmaßnahmen bestanden überhaupt nicht. Die Erwar­
tung der Beklagten, die Plattenleger würden entweder bis 
zum Eintritt der Dunkelheit planieren oder - möglicher­
weise - absperren, beseitigte infolgedessen nicht die



eigene Verantwortlichkeit der Beklagten, die durch die 
Entfernung des Bauzaunes den Verkehr auf diesem Strassen­
teil erst wieder eröffnet hatte, In dem Unterlassen einer 
ausreichenden Sicherungsmaßnahme liegt das eigene Ver­
schulden der Beklagten. Dieses verwirklichte sich im Man­
gel von Anweisungen an ihre Örtlich verantwortlichen Leute. 
Ob der P o l i e r  der Beklagten sich über die Sach- und 
Rechtslage geirrt haben mag - worauf die Revision Wert legt 
ist ohne Belang. Die Beklagte selbst hätte durch klar.e An­
weisungen, deren Notwendigkeit sie übrigens bis zum letzten 
Rechtszug verneint, einen Irrtum verhindern müssen. Mit 
Recht hat daher das Berufungsgericht ein eigenes, unmittel­
bares Verschulden der Beklagten bejaht,

b) Vergeblich wendet sich die Revision auch gegen die 
Feststellung des Berufungsgerichts, die Klägerin sei in­
folge der aufgezeigten Mängel des Bürgersteigs zu Fall ge­
kommen, Die Revision ist insbesondere der Ansicht, es rei­
che nicht aus, daß das Berufungsgericht feststelle, die 
Klägerin sei "an dieser Stelle'* zu Fall gekommen, wenn 
diese Stelle nicht einwandfrei ermittelt sei. Hier mißver­
steht die Revision den Zusammenhang der Erwägungen des 
Berufungsgerichts, "Biese stelle" ist ganz allgemein der 
verkehrsunsichere Teil des Bürgersteigs, der schlecht 
planiert und schlecht beleuchtet war. Mit Recht weist das 
Berufungsgericht auf die Schwierigkeiten hin, bei der 
Schnelligkeit, mit der sich derartige Unfälle ereignen9 
das Geschehen eindeutig zu rekonstruieren, weshalb es 
gewisse Widersprüche im Vortrag der Klägerin als bedeu­
tungslos erachtet. Es ist deshalb - im Gegensatz zur An­
sicht der Revision - durchaus miteinander vereinbar, wenn 
das Berufungsgericht zwar nicht die Einzelheiten des Vor-
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falls, insbesondere auch nicht auf den Zentimeter genau 
die ünfallstelle festgestellt hat, trotzdem aber den Ge­
samtvorgang auf den Zustand des Bürgersteigs zurückführt. 
Ob die Klägerin über den Rand eines Kanaldeckels, durch 
ein Loch im Boden oder infolge abgleitender Planierung ge­
stürzt ist, ist so lange gleich zu werten, als alle in Be­
tracht kommenden Möglichkeiten in den Verantwortungsbe­
reich der Beklagten fallen. Das hat das Berufungsgericht 
ersichtlich und rechtlich bedenkenfrei angenommen. Im üb­
rigen ist es auch nicht, wie die Revision meint, akten­
widrig, wenn das Berufungsgericht auf den Kanaldeckelais 
einen der Mängel des Bürgersteigs Bezug nimmt. Die Kläge­
rin hat allerdings vorgetragen, sie sei nicht über den 
Kanaldeckel gestürzt, hat aber den Vorfall so erklärt, 
daß sie an dem Jtand des Deckels abgerutscht sei. Mit Recht 
konnte indessen das Berufungsgericht von der Erörterung 
dieser Prägen ab sehen, da es zutreffend den Unfall auf 
den Gesamtzustand des Bürgersteigs zurückgeführt hat.
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c) Da das Berufungsgericht rechtlich fehlerfrei eine 
Haftung der Beklagten aus eigenem Verschulden angenommen 
hat, bedarf es keines Eingehens auf die Erwägungen der Re­
vision zu § 831 BGB. Auch gegen die Verneinung eines Mit­
verschuldens der Klägerin bestehen keine Bedenken.

Die Revision war daher mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurückzuweisenv

Br. Engels Br. Kleinewefers Hanebeck

Br. Heinrich Meyer
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